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Keine Vorratsdatenspeicherung!

Das Bundesverfassungsgericht bewertet in seinem Urteil zur Vorratsdatenspeicherung vom
2. März 2010 (1 BvR 256/08) die anlass- und verdachtslose vorsorgliche Speicherung von
Telekommunikationsdaten als einen „besonders schweren Eingriff mit einer Streubreite, wie
sie die Rechtsordnung bisher nicht kennt“. Weil diese Speicherung die Erstellung
aussagekräftiger Persönlichkeits- und Bewegungsprofile praktisch aller Bürgerinnen und
Bürger ermöglicht, lehnt die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der
Länder die Vorratsdatenspeicherung grundsätzlich ab. Das Verbot der Totalerfassung gehört
zur verfassungsrechtlichen Identität der Bundesrepublik Deutschland, die auch in
europäischen und internationalen Zusammenhängen zu wahren ist. Die Konferenz fordert
deshalb die Bundesregierung auf, sich für eine Aufhebung der Europäischen Richtlinie
2006/24/EG einzusetzen.

Darüber hinaus betont das Bundesverfassungsgericht, dass die Freiheitswahrnehmung der
Bürgerinnen und Bürger nicht total erfasst und registriert werden darf. Daher strahlt die
Entscheidung über den eigentlichen Entscheidungsgegenstand hinaus und muss auch in
anderen Bereichen, etwa bei der diskutierten Speicherung der Daten von Flugpassagieren oder
bei der Konzeption von Mautsystemen beachtet werden. Auch die zentrale ELENA-
Datenbank muss jetzt auf den Prüfstand. Der Gesetzgeber ist bei der Erwägung neuer
Speicherungspflichten oder -berechtigungen im Hinblick auf die Gesamtheit der
verschiedenen Datensammlungen zu größerer Zurückhaltung aufgerufen.


